
Einkaufsbedingungen 
Stand: Januar 2024 

Seite 1 von 5 

1. Geltungsbereich 
 

1.1 Diese Einkaufsbedingungen gelten für den gesamten Geschäftsverkehr (Lieferungen und Leistungen) mit 
dem Lieferanten. Sie gelten nur, wenn der Lieferant Unternehmer i.S.d. § 14 BGB, eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

1.2 Diese Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende 
Allgemeine Geschäftsbedingungen des Lieferanten werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, 
als wir ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Lieferant im Rahmen der Auftragsbestätigung auf seine 
AGB verweist und wir dem nicht ausdrücklich widersprechen. 

1.3 Sofern nichts anderes vereinbart, gelten unsere Einkaufsbedingungen in der zum Zeitpunkt unserer 
Bestellung gültigen bzw. jedenfalls in der dem Lieferanten zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als 
Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder 
auf sie hinweisen müssten. 

 
2. Vertragsschluss 
 

2.1 Die Ausarbeitung und Abgabe von Angeboten sowie Kostenvoranschlägen durch den Lieferanten erfolgt 
für uns in jeder Hinsicht unverbindlich und kostenlos. 

2.2 Bestätigt der Lieferant unsere Bestellung nicht spätestens innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
schriftlich, sind wir zum Widerruf unserer Bestellung befugt. 

2.3 Soweit sich in unserer Bestellung oder dieser zugrundeliegenden Unterlagen oder Daten offensichtliche 
Irrtümer, Schreib- und Rechenfehler befinden, besteht für uns diesbezüglich keine Verbindlichkeit. In 
derartigen Fällen ist der Lieferant vielmehr verpflichtet, uns über die entsprechenden Fehler schriftlich 
oder in Textform zu unterrichten, so dass wir in die Lage versetzt werden, unsere Bestellung zu korrigie-
ren und zu erneuern. Sollten erkennbar erforderliche Unterlagen nicht bei der Bestellung mitübersandt 
worden sein, gilt diese Verpflichtung entsprechend. 

2.4 Weicht die Auftragsbestätigung von der Bestellung ab, insbesondere hinsichtlich Preis oder 
Lieferzeitangaben, hat der Lieferant diese Abweichungen hervorgehoben in seiner Auftragsbestätigung 
kenntlich zu machen. Der Lieferant wird uns zudem schriftlich oder in Textform auf die Änderungen von 
Vertragsbedingungen oder Bestellangaben und/oder Bestellbedingungen hinweisen. Diese Abweichun-
gen werden nur Vertragsbestandteil, wenn sie von uns schriftlich bestätigt werden. 

 
3. Preise 
 

3.1 Vereinbarte Preise sind mangels abweichender, schriftlicher Vereinbarung Festpreise und bindend und 
schließen – soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart wurde – sämtliche Kosten für Verpackung, 
Transport bis zu der vereinbarten Empfangs- bzw. Versendungsstelle (Lieferung DDP-Incoterms 2020), 
für Zollformalitäten und Zoll, sowie sonstige Nebenkosten (z.B. Maut und Gemeinkosten) ein. Mangels 
anderer Vereinbarung gilt als Lieferort unser Sitz. Die geltende Umsatzsteuer ist in dem Preis enthalten, 
sofern er nicht ausdrücklich als Nettopreis bezeichnet wurde. Die vereinbarten Preise sind Festpreise 
und gelten inklusiv Fracht, Verpackung sowie sonstiger Nebenkosten frei der von uns benannten Emp-
fangsstelle. 

3.2 Das Preisrisiko, insbesondere das Kalkulationsrisiko und das Risiko der Veränderung von Rohstoffpreis-
änderungen und/oder Änderungen von Bezugskosten für benötigte Leistungen, trägt ausschließlich der 
Lieferant. Klarstellend wird festgehalten, dass solche Bezugskosten- und/oder Rohstoffkostenänderun-
gen mangels anderweitiger ausdrücklicher Vereinbarungen keinen Preisanpassungsanspruch und kein 
Recht auf Lieferstopp des Lieferanten begründen und auch keinen Fall Höherer Gewalt und/oder Stö-
rung der Geschäftsgrundlage darstellen. 

3.3 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns 
in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten, solange 
uns noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften Leistungen gegen den Lieferanten zu-
stehen. 

3.4 Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter 
oder unbestrittener Gegenforderungen. 
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4. Termine und Lieferverzug 
 

4.1 Vereinbarte Termine und Fristen sind verbindlich und müssen genau eingehalten werden. Maßgeblich 
hierfür ist der Eingang der Ware bei uns oder bei der vereinbarten bzw. von uns angegebenen Emp-
fangsstelle. 

4.2 Werden vereinbarte Termine nicht eingehalten, so gelten die gesetzlichen Vorschriften. Sobald für den 
Lieferanten erkennbar ist, dass es zu Lieferverzögerungen kommen kann, hat der Lieferant uns dies 
unter Angabe der Gründe und der voraussichtlichen Dauer der Verzögerung unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. Dies ändert nichts an der Verbindlichkeit des vereinbarten Liefertermins. 

4.3 Erfolgt die Lieferung vor dem angegebenen Termin, sind wir zur Zurückweisung berechtigt. Ebenso 
können Teillieferungen von uns zurückgewiesen werden, es sei denn, wir haben ihnen ausdrücklich 
zugestimmt oder sie sind uns zumutbar. 

4.4 Die vorbehaltlose Annahme einer verspäteten Lieferung oder Leistung enthält keinen Verzicht auf die 
uns wegen der verspäteten Lieferung oder Leistung zustehenden Ansprüche. 

4.5 Im Falle des Liefer- und/oder Leistungsverzuges sind wir berechtigt, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,5 
% der Nettovergütung der im Rückstand befindlichen Lieferung bzw. Leistung pro vollendeter Verzugs-
woche zu verlangen, jedoch nicht mehr als insgesamt 5 % der Nettovergütung der im Rückstand befind-
lichen Lieferung bzw. Leistung; weitergehende gesetzliche Ansprüche, insbesondere Schadensersatzan-
sprüche, jedoch unter vollständiger Anrechnung der Vertragsstrafe, bleiben uns vorbehalten. 

 
5. Gefahrübergang 
 

 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Sache geht mit Übergabe 
am Erfüllungsort auf uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang 
maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkver-
tragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn wir uns im Annahmever-
zug befinden. 

 
6. Art und Umfang der Leistung 
 

6.1 Angaben in unserer Bestellung und in unseren Abrufen über Art, Qualität, Maße, Gewicht, Stückzahlen, 
Umfang, etc., der Lieferung/Leistung sind verbindlich und vom Lieferanten unbedingt einzuhalten. 

6.2 Für Stückzahlen, Maße und Gewichte sind – vorbehaltlich eines anderweitigen Nachweises – die von uns 
bei der Eingangsprüfung ermittelten Werte maßgebend. 

 
7. Eingangskontrolle und Rüge 
 

 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 
HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer 
Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage 
treten (z.B. Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle 
im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht keine Untersu-
chungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für 
später entdeckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Rüge 
(Mängelanzeige) jedenfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 10 Kalenderta-
gen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet wird. 

 
8. Sach- und Rechtsmängel 
 

8.1 Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware (einschließlich Falsch- und Minderlieferung 
sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) und bei sonstigen Pflicht-
verletzungen durch den Lieferanten gelten die gesetzlichen Vorschriften und, ausschließlich zu unseren 
Gunsten, die nachfolgenden Ergänzungen und Klarstellungen. 

8.2 Der Lieferant hat dafür einzustehen, dass die gelieferten Waren und erbrachten Leistungen bei 
Gefahrübergang die vereinbarte Beschaffenheit haben und den für ihren Vertrieb oder für ihre Verwen-
dung geltenden gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen entsprechen. Als Vereinbarung über die 
Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch Bezeich-
nung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in glei-
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cher Weise wie diese Einkaufsbedingungen in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen 
Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom Lieferanten oder vom Hersteller stammt. 
Die Lieferungen und Leistungen müssen dem jeweils zur Lieferzeit geltenden oder für die Zukunft 
absehbaren Stand der Technik sowie sonstigen gesetzlichen Bestimmungen, technischen Prüfbestim-
mungen und Unfallverhütungsvorschriften entsprechen. Soweit keine abweichenden Vereinbarungen 
getroffen werden, haben die Waren hinsichtlich Qualität und Maßgenauigkeit den aktuell gültigen DIN- 
bzw. EN-Normen zu entsprechen. 

8.3 Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten schuldet der Lieferant die 
Bereitstellung und Aktualisierung der digitalen Inhalte jedenfalls insoweit, als sich dies aus einer Be-
schaffenheitsvereinbarung gem. Abs. 2 oder sonstigen Produktbeschreibungen des Herstellers oder in 
seinem Auftrag, insbes. im Internet, in der Werbung oder auf dem Warenetikett, ergibt. 

8.4 Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen über etwaige Mängel sind wir bei 
Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mängel-
ansprüche daher uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge 
grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

8.5 Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, sofern die 
Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache eingebaut oder an eine 
andere Sache angebracht wurde, bevor der Mangel offenbar wurde; unser gesetzlicher Anspruch auf 
Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- und Einbaukosten) bleibt unberührt. Die zum Zwecke der 
Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- 
und Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten, trägt der Lieferant auch dann, wenn sich heraus-
stellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängel-
beseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob 
fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag. 

8.6 Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Abs. 5 gilt: Kommt der Lieferant seiner 
Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) 
oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb einer von uns gesetzten, 
angemessenen Frist nicht nach, so können wir den Mangel selbst beseitigen und vom Lieferanten Ersatz 
der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die 
Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer 
Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) 
bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen werden wir den Lieferanten unverzüglich, nach 
Möglichkeit vorher, unterrichten. 

 
9. Lieferantenregress 
 

9.1 Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und Regressansprüche innerhalb einer Lieferkette 
(Lieferantenregress gem. §§ 478, 445a, 445b bzw. §§ 445c, 327 Abs. 5, 327u BGB) stehen uns neben den 
Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art der Nacherfül-
lung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom Lieferanten zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im 
Einzelfall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt. 

9.2 Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch (einschließlich 
Aufwendungsersatz gem. §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2, 3, 6 S. 2, 475 Abs. 4 BGB) anerkennen oder erfül-
len, werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts um 
schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb angemesse-
ner Frist und wird auch keine einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich 
gewährte Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem Fall 
der Gegenbeweis. 

9.3 Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte Ware durch uns, 
unseren Abnehmer oder einen Dritten, z.B. durch Einbau, Anbringung oder Installation, mit einem 
anderen Produkt verbunden oder in sonstiger Weise weiterverarbeitet wurde. 

 
10. Produkthaftung 
 

10.1 Soweit der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich ist, ist er – soweit nicht etwas anderes 
vereinbart ist – verpflichtet, uns und unsere Abnehmer insoweit von allen Schadensersatz- und Aufwen-
dungsersatzansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisations-
bereich gesetzt ist. Die Ersatzpflicht des Lieferanten umfasst neben Schadensersatzleistung an Dritte 
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auch übliche Kosten der Rechtsverteidigung, Rückrufkosten, Prüfkosten, Ein- und Ausbaukosten sowie 
den Verwaltungs- und sonstigen Aufwand von uns für die Schadensabwicklung. 

10.2 Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Lieferant Aufwendungen gem. §§ 683, 670 BGB zu 
erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschließlich von uns 
durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnahmen werden wir 
den Lieferanten – soweit möglich und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme 
geben. Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche bleiben unberührt. 

10.3 Der Lieferant hat vom Zeitpunkt des ersten Vertragsschlusses mit uns an, für einen Zeitraum bis zu 36 
Monate nach der letzten Lieferung und/oder Leistung an uns eine Produkthaftpflichtversicherung mit 
einer pauschalen Deckungssumme von mindestens 5 Mio. EUR pro Personen-/Sachschaden abzuschlie-
ßen und zu unterhalten. Die vorgenannte Versicherung und die Prämienzahlung hierfür hat der Lieferant 
uns auf erstes Anfordern nachzuweisen. Geschieht der Nachweis der Versicherung und Prämienzahlung 
uns gegenüber auf unsere Aufforderung nicht binnen 7 Kalendertagen, sind wir berechtigt, von noch 
nicht erfüllten Verträgen ganz oder teilweise (hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils) zurückzutreten. 

 
11. Schutzrechte 
 

11.1 Der Lieferant steht dafür ein, dass im Zusammenhang mit seiner Lieferung und/oder Leistung keine 
Rechte Dritter verletzt werden. Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der Lieferant nachweist, dass er 
das Bestehen oder die zukünftige Entstehung solcher Rechte bei Ablieferung des Liefergegenstandes 
weder kannte noch kennen konnte. Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen freizustellen, 
die Dritte gegen uns wegen der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten erheben und uns alle 
notwendigen Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu erstatten. Dieser 
Anspruch besteht unabhängig von einem Verschulden des Lieferanten. 

11.2 Werden wir von einem Dritten aufgrund einer Verletzung solcher Rechte in Anspruch genommen, so ist 
der Lieferant verpflichtet, uns auf erstes schriftliches Anfordern von diesen Ansprüchen freizustellen; 
wir sind nicht berechtigt, mit dem Dritten – ohne Zustimmung des Lieferanten – irgendwelche Vereinba-
rungen zu treffen, insbesondere einen Vergleich abzuschließen. 

11.3 Die Freistellungspflicht des Lieferanten bezieht sich auf alle Aufwendungen, die uns aus oder im 
Zusammenhang mit der Inanspruchnahme durch einen Dritten notwendigerweise erwachsen. 

11.4 Die Verjährungsfrist wegen der Haftung aus der Verletzung von Schutzrechten beginnt sobald der 
Anspruch entstanden ist und wir von den Anspruch begründenden Umständen Kenntnis erlangt haben 
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen mussten. Die Verjährungsfrist beträgt 3 Jahre. 

 
12. Beistellung, Miteigentum, Eigentumsvorbehalt 
 

12.1 Von uns beigestellte Waren, Materialien, Stoffe, Teile, Behälter und Verpackungen bleibt unser 
Eigentum. Sie dürfen nur bestimmungsgemäß für die Auftragsdurchführung des von uns erteilten 
Auftrages durch den Lieferanten verwendet werden. 

12.2 Der Lieferant hat hinsichtlich der beigestellten Waren, Materialien, Stoffe, Teile, Behälter und 
Verpackungen eine Eingangskontrolle vorzunehmen und uns über das Ergebnis der Eingangskontrolle zu 
informieren. 

12.3 Von uns bereitgestellte Waren, Materialien, Stoffe, Teile, Behälter und Verpackungen bleiben in 
unserem Eigentum. 

12.4 Wird die von uns beigestellte Sache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrennbar 
vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Brutto-Wertes der 
Vorbehaltssache (Einkaufspreis zuzüglich MwSt.) zu den anderen vermischten Gegenständen zum 
Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Lieferanten als 
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Lieferant uns anteilmäßig Miteigentum über-
trägt; der Lieferant verwahrt das Alleineigentum oder das Miteigentum für uns. 

12.5 Der Lieferant ist verpflichtet, die uns gehörenden Waren, Materialien, Stoffe, Teile, Behälter und 
Verpackungen zum Wiederbeschaffungswert auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahls-
schäden zu versichern. Gleichzeitig tritt der Lieferant uns schon jetzt alle Entschädigungsansprüche aus 
dieser Versicherung ab; wir nehmen die Abtretung hiermit an. 

12.6 Soweit die gemäß den uns nach Ziffern 12.1. bis 5. zustehenden Sicherungsrechte den Einkaufspreis aller 
unserer noch nicht bezahlten Vorbehaltswaren um mehr als 10 % übersteigen, sind wir auf Verlangen 
des Lieferanten zur Freigabe der Sicherungsrechte nach unserer Wahl verpflichtet. 
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13. Geheimhaltung 
 

13.1 Der Lieferant verpflichtet sich, alle vertraulichen Informationen, die er direkt oder indirekt von uns 
erhält, vertraulich zu behandeln und die notwendigen Vorkehrungen zu treffen, dass Dritte keine Ein-
sicht in die vertraulichen Unterlagen nehmen können. Auch Bestellungen und alle damit zusammenhän-
genden kaufmännischen und technischen Einzelheiten sind als vertrauliche Informationen zu behandeln. 
Zu den vertraulichen Informationen gehören insbesondere Konstruktions- und Fertigungsverfahren, 
technisches und wirtschaftliches Know-How, 3-D-Daten, Materialien, Berechnungen, Zeichnungen, 
Daten, maschinenlesbare Informationen, Dateien und Unterlagen. 

13.2 Ausgenommen von der Verpflichtung zur Geheimhaltung sind Informationen, 
 welche zum Zeitpunkt des Empfangs bereits Allgemeingut sind oder der Öffentlichkeit ohne Verstoß 

gegen diese Vereinbarung zugänglich waren. 
 die sich bereits vor Erhalt ohne Verpflichtung zur Vertraulichkeit in rechtmäßigem Besitz des Liefe-

ranten befanden. 
 die der Lieferant rechtmäßig von einem Dritten ohne Vertraulichkeitsverpflichtung erhalten hat. 

13.3 Die Verpflichtung zur Geheimhaltung gilt auch nach Beendigung der Geschäftsbeziehung und erstreckt 
sich auf sämtliche in Betracht kommenden Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen, Berater, Zulieferer und 
Subunternehmer des Lieferanten ohne Rücksicht auf die Art und rechtliche Ausgestaltung der Beschäfti-
gung bzw. Beauftragung. 

 
14. Verjährung 
 

14.1 Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach den gesetzlichen Vorschriften, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

14.2 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Mängelansprüche 3 
Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnah-
me. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei die 
gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unbe-
rührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte 
das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch gegen uns geltend machen kann. 

14.3 Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Verlängerung gelten – im gesetzlichen 
Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines Mangels auch außervertrag-
liche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 
199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer 
längeren Verjährungsfrist führt. 

 
15. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 
 

15.1 Erfüllungsort für alle Verbindlichkeiten aus dem Vertrag, insbesondere für Lieferung und Zahlung, ist für 
beide Teile der Sitz unseres Unternehmens bzw. der von uns genannte Leistungsort. 

15.2 Ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis sowie 
über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden Rechtsstreitigkeiten ist, wenn der Lieferant 
Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist und zum Zeitpunkt der verfahrenseinleitenden Maßnahme einer Partei 
seinen Sitz in der Europäischen Union, in der Schweiz, Norwegen oder Island hat, für beide Teile das für 
den Sitz unseres Unternehmens zuständige Gericht. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere 
zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, 
Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gem. diesen Einkaufsbedingungen bzw. einer vorrangigen 
Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des Lieferanten zu erheben. 

15.3 Hat der Lieferant zum Zeitpunkt der verfahrenseinleitenden Maßnahme einer Partei seinen Sitz weder in 
der Europäischen Union, noch in der Schweiz, Norwegen oder Island, so werden alle Streitigkeiten, die 
sich im Zusammenhang mit dem jeweiligen Vertrag oder über seine Gültigkeit ergeben, nach der 
Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss 
des ordentlichen Rechtswegs endgültig entschieden. Das Schiedsgericht besteht bis zu einem Streitwert 
von 100.000,00 EUR gemäß Schiedsgerichtsordnung der DIS aus einem Einzelschiedsrichter darüber aus 
drei Schiedsrichtern. Der Ort des Schiedsverfahrens ist Karlsruhe. Die Sprache des Schiedsverfahrens ist 
deutsch. Das in der Sache anwendbare Recht richtet sich nach Ziffer 15.4. 

15.4 Das Vertragsverhältnis unterliegt deutschem Recht. UN-Kaufrecht (CISG) findet keine Anwendung. 


